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Die Unterhaltspflichten eines in Deutschland lebenden erwachsenen Nicht-EU-Ausländers ge-
genüber seinen im Ausland lebenden Eltern (so genannter Elternunterhalt) ergeben sich aus der 
auf diese Rechtsfrage im Einzelfall anwendbaren nationalen Zivilrechtsordnung, weshalb eine 
pauschale Aussage über Bestehen und Inhalt dieser Unterhaltspflichten nicht möglich ist.  

Die anwendbare Rechtsordnung ergibt sich aus dem Haager Unterhaltsprotokoll von 2007  
(Haager Protokoll über das auf Unterhaltspflichten anzuwendende Recht, Amtsblatt der Europäi-
schen Union Nr. L 331 vom 16.12.2009, S. 19 – UnthProt), das ausweislich seines Artikel 4 Ab-
satz 1 lit. c insbesondere auch für den Elternunterhalt einschlägig ist. Danach gilt folgende Rege-
lung: 

– In erster Linie anwendbar ist das Recht des Staates, in dem die Eltern ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt haben (Artikel 3 Absatz 1 UnthProt). 

– Können die Eltern nach dem hiernach vorgesehenen Recht vom Kind keinen Unterhalt er-
halten, so ist das am Ort des angerufenen Gerichts geltende Recht anzuwenden (Artikel 4 
Absatz 2 UnthProt). 

– Haben die Eltern die zuständige Behörde des Staates angerufen, in dem das Kind seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat, so ist das am Ort des angerufenen Gerichts geltende Recht an-
zuwenden. Können die Eltern jedoch nach diesem Recht vom Kind keinen Unterhalt erhal-
ten, so ist das Recht des Staates des gewöhnlichen Aufenthalts der Eltern anzuwenden  
(Artikel 4 Absatz 3 UnthProt). 

– Können die Eltern nach dem gemäß diesen Regelungen vorgesehenen Recht von dem Kind 
keinen Unterhalt erhalten, so ist gegebenenfalls das Recht des Staates anzuwenden, dem 
Eltern und Kind gemeinsam angehören (Artikel 4 Absatz 4 UnthProt). 
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